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Satzung 
zur Änderung  

der Beitrags- und Gebührensatzung  
zur Entwässerungssatzung  

der Stadt Pleystein  
Vom 06. Februar 2008  

 
Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) erlässt die 
Stadt Pleystein folgende Satzung: 
 
 

§ 1 
 
Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung (BGS-EWS) der 
Stadt Pleystein vom 08. Mai 2007 wird wie folgt geändert:  
 
(1) § 10 wird wie folgt gefasst: 
 
 

„§ 10 
Gebührenerhebung 

 
Die Stadt erhebt für die Benutzung der Entwässerungseinrichtung Einleitungsgebüh-
ren für Schmutzwasser sowie eine Niederschlagswassergebühr.“ 
 
(2) Nach § 11 wird folgender neuer § 11/1 Niederschlagswassergebühr einge-
fügt:  
 
 

„§ 11/1 
Niederschlagswassergebühr 

 
(1) Die Gebühr bemisst sich nach der bebauten, überbauten, befestigten, vollversie-
gelten oder teilversiegelten Grundstücksfläche, von der Niederschlagswasser unmit-
telbar oder mittelbar in die Entwässerungseinrichtung abfließen kann (angeschlos-
sene Grundstücksfläche). Die Niederschlagswassergebühr beträgt 0,16 € je m² an-
gesetzte Grundstücksfläche.  
 
(2) Als angeschlossen gelten solche Grundstücksflächen, von denen das Nieder-
schlagswasser 
 

a) über einen auf dem Grundstück befindlichen Anschluss direkt (unmittelbarer 
Anschluss) oder  
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b) über einen auf dem Grundstück befindlichen Anschluss unter Benutzung ei-
ner im fremden Eigentum stehenden Abwasserleitung (mittelbarer An-
schluss) oder  

c) oberirdisch aufgrund eines Gefälles über befestigte Flächen des betreffenden 
Grundstücks und/oder von Nachbargrundstücken – insbesondere Straßen, 
Wegen, Stellplätzen, Garagenvorhöfen (tatsächlicher Anschluss) in die öffent-
liche Entwässerungseinrichtung gelangen kann.  

 
(3) Als bebaute oder überbaute Grundstücksflächen gelten die Grundrissflächen 
(Außenkante) der auf dem Grundstück befindlichen Gebäude im Sinne von Art. 2 
Abs. 2 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) (z.B. Wohn- und Geschäftshäuser, 
Fabriken, Lagerhallen, Werkstätten, Garagen) sowie Vordächer und Dachflächen, 
die über eine eigene Abstützung verfügen. Die Grundflächen von Balkonen, Terras-
sen oder sonstigen Anbauten sind befestigte Flächen, wenn diese an die Kanalisati-
on angeschlossen sind, gleiches gilt für die Grundflächen an den Kanal angeschlos-
sener Nebengebäude, wie z.B. Schuppen, Carports, Stallungen o.ä.  
 
(4) Als befestigte oder vollversiegelte Flächen gelten alle Flächen, die durch mensch-
liches Einwirken so verdichtet sind, dass die natürliche Versickerungsfähigkeit des 
Bodens nicht nur unerheblich verändert wurde. Dies gilt insbesondere für die auf 
dem Grundstück geteerten, betonierten, asphaltierten, gepflasterten, gefliesten, plat-
tierten oder mit anderen wasserundurchlässigen Materialien befestigten Flächen bis 
einschließlich 10 mm Fugenbreite, soweit sie nicht bereits in den Flächen nach Abs. 
3 enthalten sind.  
 
(5) Als teilversiegelte Grundstücksflächen gelten die auf versickerungsfähigem Un-
tergrund verlegten Pflaster- oder Plattenbeläge mit einer Fugenbreite über 10 mm 
als wasserteildurchlässige Befestigungen. 
 
(6) Kies- oder Schotterflächen und Rasengittersteine sind wasserteildurchlässige 
Befestigungen. 
 
(7) Begrünte Dachflächen sind wasserteildurchlässige Befestigungen. 
 
(8) Die Flächen nach den Absätzen 3 bis 7 werden bei der Festsetzung der Nieder-
schlagswassergebühr (Abflussfaktor) wie folgt angesetzt: 
 

a) Flächen im Sinne des Abs. 3 mit 100,00 v.H. 
b) Flächen im Sinne des Abs. 4 mit 100,00 v.H. 
c) Flächen im Sinne des Abs. 5 mit   60,00 v.H. 
d) Flächen im Sinne des Abs. 6 mit   20,00 v.H. 
e) Flächen im Sinne des Abs. 7 mit   30,00 v.H. 

 
Ab einem Inhalt von 4 m³ wird für Regenwasserrückhaltebecken (Zisternen) ein Ab-
zug in m² von der Summe der versiegelten Flächen gewährt; dieser errechnet sich 
nach dem Volumen der Zisterne, multipliziert mit dem Faktor 8,0. 
 
(9) Die nach den Absätzen 1 bis 8 maßgebliche Fläche wird grundsätzlich im Wege 
der Selbstveranlagung von den Gebührenpflichtigen ermittelt. Hierzu sind von den 
Gebührenpflichtigen auf Anforderung durch die Stadt mittels eines amtlichen Vor-
drucks die hierfür benötigten Angaben zu machen. Die Stadt kann erforderlichenfalls 
weitere, für die Bemessung der Abgabe relevante Unterlagen fordern.  
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Bei Grundstücken, für die keine oder für die Ermittlung der Bemessungsgrundlagen 
unzureichende Angaben der Gebührenpflichtigen vorliegen, werden die angeschlos-
senen Grundstücksflächen im Wege der Schätzung ermittelt.  
 
(10) Weist der Gebührenpflichtige nach, dass die tatsächlich bebaute, überbaute, 
befestigte, voll- oder teilversiegelte Fläche, von der Niederschlagswasser in die Ent-
wässerungseinrichtung eingeleitet wird, um mindestens 10 v.H. kleiner ist als die von 
der Stadt zugrunde gelegte Fläche, so legt die Stadt die geringere Fläche der Be-
messung der Niederschlagswassergebühr zugrunde. Entsprechendes gilt, wenn 
nachgewiesen wird, dass der Entwässerungseinrichtung kein Niederschlagswasser 
zugeleitet wird. Änderungsanträge nach Satz 1 und 2 sind bis zum Ablauf der Wider-
spruchsfrist für den Gebührenbescheid zu stellen. Anträge, die nach Ablauf der Wi-
derspruchsfrist eingehen, werden noch ab dem Kalenderjahr, in dem sie eingehen, 
berücksichtigt. Der Nachweis ist dadurch zu führen, dass der Antragsteller anhand 
maßstabsgerechter Planunterlagen die einzelnen Flächen, von denen Nieder-
schlagswasser eingeleitet wird, unter Angabe ihrer Größe genau bezeichnet. Für die 
Entscheidung sind die tatsächlichen Verhältnisse am 01. Januar des Jahres, für das 
die Gebühr erhoben wird, maßgebend. Entsteht die Gebührenpflicht erst im Laufe 
des Kalenderjahres, sind die tatsächlichen Verhältnisse zu Beginn der Gebühren-
pflicht maßgebend. Die tatsächlich bebaute, überbaute, teil- oder vollversiegelte 
Grundstücksfläche bleibt auch für künftige Veranlagungszeiträume so lange Gebüh-
renmaßstab, bis sich die Verhältnisse ändern.  
 
(11) Weist die Stadt nach, dass die tatsächlich bebaute, überbaute, teil- oder vollver-
siegelte Grundstücksfläche, von der Niederschlagswasser in die Entwässerungsein-
richtung eingeleitet wird, um mindestens 10 v.H. höher ist als die bislang von der 
Stadt zugrunde gelegte Fläche, so wird die höhere Fläche der Gebührenbemessung 
zugrunde gelegt. Abs. 10 Satz 6, 7 und 8 gelten entsprechend.  
 
 
(3) § 14 erhält folgende Fassung:  
 

„§ 14 
Entstehen der Gebührenschuld 

 
Die Einleitungsgebühren für Schmutzwasser (§ 11) und die Niederschlagswasserge-
bühr (§ 11/1) entstehen jeweils mit der Einleitung von Abwasser in die Entwässe-
rungseinrichtung.“ 
 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2008 in Kraft. 
 
 
Pleystein, den 06. Februar 2008 
Stadt Pleystein 
 
 
 
Walbrunn  
Erster Bürgermeister 


